Verpflichtungserklärung

Ich, 

	Familienname
	Vorname
	Geburtsdatum
	Staatsangehörigkeit

	
	
	
	     

	Beruf
	Wohnadresse

	     
	     


erkläre, dass ich folgende Person(en)

	Familienname
	Vorname
	Geburtsdatum

	     
	     
	     

	Staatsangehörigkeit
	Wohnadresse

	     
	     


	Familienname
	Vorname
	Geburtsdatum

	     
	     
	     

	Staatsangehörigkeit
	Wohnadresse

	     
	     


	Familienname
	Vorname
	Geburtsdatum

	     
	     
	     

	Staatsangehörigkeit
	Wohnadresse

	     
	     


zu einem Besuch in der Dauer von _______________________ zu mir einlade.

Ich nehme zur Kenntnis, dass ein Einreisetitel (Visum) in Österreich nicht verlängert werden kann und die eingeladene(n) Person(en) spätestens bis zum Ablauf des Einreisetitels das Bundesgebiet zu verlassen haben.

Ich verpflichte mich, für den Unterhalt und die Unterkunft der eingeladenen Person(en) sowie für die Erfordernisse einer alle Risiken abdeckenden Krankenversicherung aufzukommen. 

Ich erkläre, dass ich für den Ersatz jener Kosten hafte, die einer Gebietskörperschaft bei der Durchsetzung eines Aufenthaltsverbotes, einer Ausweisung, einer Zurückschiebung oder der Vollziehung der Schubhaft, einschließlich der Aufwendungen für den Ersatz gelinderer Mittel, sowie aus dem Titel der Sozialhilfe oder eines Bundes- oder Landesgesetzes, das die Grundversorgungsvereinbarung nach Art. 15a B-VG, BGBl. I Nr. 80/2004, umsetzt, entstehen. 
	Ort
	Datum
	Beglaubigung des Notars oder des Gerichts

	     
	     
	     


	Unterschrift
	

	     

	


Hinweise:

· Die Haftungserklärung muss von einem österreichischen Notar oder einem inländischen Gericht beglaubigt werden!

· Ich nehme zur Kenntnis, dass die Tragfähigkeit der Haftungserklärung durch entsprechende Belege nachgewiesen werden muss.

· Eine Verpflichtungserklärung kann nicht widerrufen werden!

· Diese Verpflichtungserklärung beinhaltet – wie oben angeführt – die Haftung für alle Kosten, die im Zusammenhang mit der Ein- und Ausreise, dem Aufenthalt – auch wenn dieser aus welchen Gründen auch immer über den Zeitraum der Einladung hinausgeht – sowie allfälliger fremdenpolizeilicher Maßnahmen entstehen.

· Durch diese Verpflichtungserklärung sind beispielsweise auch Kosten für Sozialhilfe- und Fürsorgeleistungen sowie Aufwendungen für medizinische Betreuung erfasst.

· Die Bezahlung derartiger Kosten hat meinerseits binnen  14  Tagen ab Zahlungsaufforderung bei sonstiger gerichtlicher Geltendmachung zu erfolgen.

